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Bericht über die Anmeldesituation und Aufnahme bei den Beruflichen Gymnasien des 
Landkreises Reutlingen 
Mitteilungsvorlage 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Kein Beschluss vorgesehen. 
 
 
Kosten/Finanzielle Auswirkungen: 
 
-- 
 
 
Sachdarstellung/Begründung: 
 
I. Kurzfassung 
 
Beantwortung einer Anfrage. 
 
II. Ausführliche Sachdarstellung 
 
1. In der Sitzung des Kreistags am 10.03.2008 hat Herr Kreisrat Hans Gampe hinsichtlich 

der Anmeldesituation bei den Beruflichen Gymnasien nach Zahlen gefragt. Diese Fra-
gen wurden durch die Anfrage der Kreistagsfraktion DIE GRÜNEN (Anlage 1) präzisiert. 
 
Zu den Schülerzahlentwicklungen an den Beruflichen Schulen gibt die Verwaltung jähr-
lich einen Schulbericht ab. Zuletzt in der Sitzung des Sozial- und Schulausschusses am 
19.11.2007 mit KT-Drucksache Nr. VII-0445. 

 
2. Entwicklung der Schülerzahlen an den Beruflichen Gymnasien 

 
Schuljahr Schulart 

2005/06 2006/07 2007/08 
 

Ernährungswissenschaftliches 
Gymnasium (EG) 
(ab 2006/07 Ausbau auf 3 Züge) 
 

 
169 

 
202 

 
227 

Technisches Gymnasium (TG) 
 

227 224 226 

Wirtschaftgymnasium (WG) 
 

424 409 415 

Gesamt: 820 835 868 
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3. Die aktuelle Situation zur Anmeldung wurde bei den Schulen mittels eines Fragebogens 
abgefragt. Das Ergebnis der Umfrage liegt als Anlagen 2 bis 4 bei. 
 
Anlage 2 Ernährungswissenschaftliches Gymnasium 
Anlage 3 Technisches Gymnasium 
Anlage 4 Wirtschaftsgymnasium 
 
Wie die Umfrage zeigt liegt das Verhältnis zwischen Anmeldungen und tatsächlichen 
Aufnahmen bei allen Schulen etwa in gleicher Relation. 

 
4. In Anlage 5 sind die einschlägigen Rechtsvorschriften und der zeitliche Ablauf über die 

Aufnahme in die Gymnasien abgedruckt. Der Landkreis hat als Schulträger keine Be-
fugnisse, in das Aufnahmeverfahren einzugreifen, da es sich um Angelegenheiten des 
sogenannten inneren Schulbetriebes handelt, für den ausschließlich das Land zuständig 
ist. Ein Vertreter des Regierungspräsidiums wird zur Sitzung eingeladen, um das Auf-
nahmeverfahren näher zu erläutern und ggf. weitere Fragen beantworten zu können.  

 


